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Der schreckliche Angriff auf einen Zugbegleiter in Rhein-

land-Pfalz, den dieser nicht überlebte, schockiert und entsetzt. 

Aus den erschütternden Ereignissen ist unmittelbar eine 

gesellschaftliche Debatte zur Gewaltbereitschaft im öffentlichen 

Raum entstanden. Die Deutsche Bahn will zu einem Sicherheits-

gipfel einladen, auch die Verkehrsminister*innen der Länder 

haben Beratungen angekündigt. Es soll um konkrete Maßnah-

men gehen, die das Sicherheitsgefühl und auch die tatsächliche 

Sicherheit erhöhen können. Die Debatte ist wichtig, und man 

kann nur zustimmen, dass es sich um eine gesamtgesellschaft-

liche Herausforderung handelt. Aber was können wir tun, was 

wäre sinnvoll?

Es stehen bereits verschiedene Vorschläge im Raum. Eine For-

derung ist die nach höheren Mindeststrafen. Die Logik ist, dass 

höhere Strafmaße und Mindeststrafen stärkere Abschreckungs-

effekte entfalten. Heißt: Wenn man weiß, dass die Konsequenzen 

schärfer sind, unterlässt man die Gewalttat eher, die Kriminalität 

sinkt. Das klappt aber nur, wenn potenzielle Täter höhere Stra-

fen auch in ihre Handlungen einbeziehen. Gerade bei Gewalt-

taten, die spontan und in eskalierenden Situationen entstehen, 

scheint dies nicht plausibel. Eine Fokussierung auf höhere 

Strafen ist also nicht unbedingt zielführend – die zugehörige 

Debatte würde aber wichtige Ressourcen in Anspruch nehmen.

Sinnvoller scheint es daher, in Präventionsmaßnahmen zu 

investieren: Wie können eskalierende Situationen verhindert 

werden? Einige der Vorschläge, die gemacht werden, gehen in 

diese Richtung. Erstens: Mehr Personal in den Zügen – Bahn-

mitarbeiter*innen könnten beispielsweise in Doppelbesetzung 

arbeiten, um gegenseitig ihre Sicherheit zu erhöhen, oder von 

Beamt*innen der Bundespolizei oder anderem Sicherheits-

personal unterstützt werden. Zweitens geht es darum, sich auf 

mögliche kritische Situationen vorzubereiten, beispielsweise 

mit Deeskalationstrainings. Und drittens kann auch die tech-

nische Ausstattung von Mitarbeiter*innen der Bahn (und im 

öffentlichen Dienst in anderen Bereichen), beispielsweise durch 

Bodycams, ein Ansatz sein. 

Solche Maßnahmen sind vielversprechend, um Gewalt zu 

bekämpfen, und könnten – bei entsprechender Finanzierung 

und ausreichend Personal – auch kurzfristig umgesetzt werden. 

Die Ressourcenfrage ist aber ein Knackpunkt: Gibt es keine 

zusätzlichen Mittel und kein zusätzliches Personal, werden 

diese Ressourcen nur verschoben – und damit womöglich auch 

Kriminalität und Gewalt. Sprich: Wenn Polizist*innen vermehrt 

an Bahnhöfen oder in Zügen eingesetzt werden, fehlen sie an 

anderer Stelle. Wenn an Bahnhöfen vermehrt Videoüberwa-

chung eingesetzt wird, sinkt an diesen Orten wahrscheinlich die 

Kriminalität – verlagert sich möglicherweise aber nur an Stellen 

außerhalb der Bahnhofsgegend.

Es bleibt die Frage, wie Prävention gesamtgesellschaftlich er

reicht werden kann, um Gewalt und Gewaltbereitschaft zu 

senken. Diese Frage muss langfristig gedacht werden, um 

Prävention nachhaltig zu erreichen. Eine „einfache“ Lösung gibt 

es dabei nicht, Handlungsoptionen aber schon. Aus der inter

nationalen Forschung kristallisieren sich dabei wichtige Fakto-

ren heraus: Bildung, Chancengerechtigkeit, Armutsbekämpfung, 

Arbeitsmarktperspektiven und sozialpolitische Maßnahmen 

gehören dazu – sowie eine gute Gesundheitsversorgung (ein-

schließlich der psychischen Gesundheit), aber auch Programme 

zur Gewaltprävention, die sich an Risikogruppen richten. 

Diese Faktoren sollten nicht isoliert voneinander betrachtet wer-

den, vielmehr geht es um einen gesamtpolitischen Ansatz für 

eine evidenzbasierte Kriminalpolitik zur Gewaltprävention. Denn 

letztlich ist Prävention der beste Opferschutz – auch wenn wir 

dabei nicht die Unterstützung für diejenigen, die Gewalt erfah-

ren, aus dem Auge verlieren sollten.
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